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1. Teil 

Die ProblemsteUung 

§ 1 Einleitung 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die Beantwortung der Frage, ob die 
nach Art. 59 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 GG erforderliche Zustimmung zum Abschluß 
völkerrechtlicher Verträge, die Gegenstände der Bundesgesetzgebung betref-
fen, vorweggenommen werden kann. Wäre das der Fall, so könnte die 
Zustimmung, die üblicherweise erst nach der Unterzeichnung der ausgehan-
delten Vertragstexte erfolgt, bereits zu einem früheren Zeitpunkt erteilt wer-
den. Zu diesem Zeitpunkt steht der Vertragsinhalt jedoch noch nicht im ein-
zelnen fest, gegebenenfalls sind die Vertragsverhandlungen noch nicht aufge-
nommen. Die Frage nach der Zulässigkeit einer derartigen zeitlichen Vorver-
legung des Zustimmungsverfahrens hängt davon ab, welche Funktionen dem 
Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG zukommen und ob diese Funktionen auch zu einem 
früheren Zeitpunkt wirksam ausgeübt werden können. Mit der Frage nach der 
Zulässigkeit einer derartigen antizipierten Zustimmung eng verknüpft ist die 
weitere Fragestellung, wann und wie auf Grund einer antizipierten Zustim-
mung abgeschlossene Verträge innerstaatliche Geltung erlangen können. 
Denn zum Zeitpunkt der Zustimmungserteilung liegt ein transformationsfähi-
ger Vertrag noch nicht vor, so daß die Transformation nicht gleichzeitig mit 
der Zustimmungserteilung erfolgen kann. Zu denken wäre hier an eine Recht-
setzung mittels Rechtsverordnung. 

Der Erörterung dieser Thematik liegt eine besondere Problemstellung aus 
der Praxis zu Grunde. Aus der intmer enger werdenden Verflechtung der 
Staaten untereinander resultiert eine immer größere Vereinheitlichung vieler 
Rechtsbereiche. Beim innerstaatlichen Vollzug entsprechender internationa-
ler Abkommen ist häufig eine Reihe von Regelungen zu treffen. Dabei 
besteht die Notwendigkeit, innerstaatliches Recht zu setzen oder bereits 
bestehendes Recht, sei es nun die Folge autonomer innerstaatlicher Rechtset-
zung oder völkerrechtlicher Verträge, zu ändern oder aufzuheben. In der 
Staatspraxis hat es sich daher als praktisch notwendig erwiesen, das Parlament 
von der Fülle der insofern anstehenden Aufgaben zu entlasten und der Exeku-
tive bei der Ausübung der auswärtigen Gewalt einen ausreichenden Hand-
lungsspielraum einzuräumen. Diesem praktischen Bedürfnis wird Rechnung 
getragen, indem es als zulässig angesehen wird, wenn die Exekutive ohne wei-
tere Beteiligung des Parlaments völkerrechtliche Verträge schließt und auf 
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Grund einer bestehenden Rechtsverordnungsermächtigung innerstaatlich in 
Geltung setzt. Häufig wird auch eine Rechtsverordnungsermächtigung durch 
die Legislative gerade zu dem Zweck ausgesprochen, künftige völkerrecht-
liche Verträge in Kraft zu setzen. Ebenfalls enthalten völkerrechtliche Verträge 
selbst oder die dazu ergangenen Vertragsgesetze im Sinne von Art. 59 Abs. 2 
S. 1 GG Ermächtigungen, um Änderungen von oder Ergänzungen zu interna-
tionalen Vereinbarungen durch Rechtsverordnung zu ermöglichen. 

Im Schrifttum besteht jedoch keine Einigkeit darüber, ob und gegebenen-
falls in welchem Umfang diese Praxis mit Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG vereinbar 
ist. Umstritten ist in diesem Zusammenhang auch, ob durch die o. g. Praxis die 
Legislative ihre Zustimmung vorab erteilt, ob sie ihr Zustimmungsrecht auf 
die Exekutive delegiert oder ob in diesen Fällen das Zustimmungserfordernis 
i.S. v. Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG entfällt; denn ein besonderes Vertragsgesetz 
ergeht in diesen Fällen nicht. 

Die bestehenden Unsicherheiten und Zweifel geben Anlaß, die Gesamtpro-
blematik erneut zu überdenken und dabei ein Ergebnis anzustreben, das 
sowohl mit dem durch das Grundgesetz vorgegebenen Rahmen zu vereinba-
ren ist als auch der Praxis den notwendigen Handlungsspielraum einräumt, 
der den Erfordernissen des völkerrechtlichen Verkehrs entspricht. Diesen 
praktischen und rechtlichen Anforderungen könnte eine in bestimmtem Rah-
men zulässige antizipierte Zustimmung verbunden mit einer Rechtsverord-
nungsermächtigung zur Transformation der Vertragsinhalte gerecht werden. 

D·ie nachfolgenden Erörterungen werden die Frage beantworten, ob dem 
Bedürfnis der Praxis nach einem vereinfachten Vertragsschlußverfahren durch 
Antizipation, Delegation der Zustimmung oder durch Erteilung einer Rechts-
verordnungsermächtigung unter gleichzeitigem Wegfall des Zustimmungser-
fordernisses entsprochen werden kann. Im Mittelpunkt wird dabei die Kon-
kretisierung des rechtlichen Rahmens stehen, den das Grundgesetz durch den 
Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG vorgegeben hat. Erst wenn Bedeutung, Inhalt und 
Zweck dieser Norm bestimmt sind, ist der notwendige Maßstab geschaffen, 
der die Beantwortung der Ausgangsfrage sowie die rechtliche Einordnung und 
Beurteilung der Staatspraxis ermöglicht. 

Zuvor sollen in einer Betrachtung der Staatspraxis die verschiedenen Fall-
konstellationen sowie Bedeutung, Umfang und Bedürfnis eines "abgekürzten" 
Verfahrens für die Praxis dargestellt werden. Dem schließt sich ein Überblick 
über den Meinungsstand im Schrifttum an. 



I. Änderungsgesetz zum Tiefseebergbaugesetz 

§ 2 Beispiele von Rechtsverordnungsermächtigungen, 
die der Exekutive zur Ingeltungsetzung oder Ausführung 

normativer völkerrechtlicher Verträge dienen 
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Der folgende Abschnitt gibt einen Einblick in die gängige Praxis l , in der die 
Exekutive zur Inkraftsetzung völkerrechtlicher Abkommen mittels Rechtsver-
ordnung ermächtigt wird. Im sachlichen Rahmen dieser Ermächtigung steht 
dann der Exekutive neben dem Recht, völkerrechtliche Verträge abzuschlie-
ßen, die Kompetenz für ihre innerstaatliche Ingeltungsetzung oder Vertrags-
ausführung zu. 

Der Fall des Tiefseebergbaugesetzes vermag deutlich zu zeigen, daß dieses 
Verfahren nicht nur bei Abkommen mit eher unbedeutendem Regelungsge-
genstand Anwendung findet. Gerade seine wirtschaftliche Bedeutung für die 
Bundesrepublik Deutschland vermochte die Aufmerksamkeit der am Verfah-
ren Beteiligten auf die verfassungsrechtliche Problematik dieses Verfahrens zu 
lenken. 

Bei der sich anschließenden Darstellung weiterer Beispielsfälle werden zwei 
Gruppen unterschieden: 
1. In der ersten Gruppe handelt es sich um Rechtsverordnungsermächtigun-

gen, die nicht im Hinblick auf die Transformation oder Ausführung völker-
rechtlicher Verträge erteilt worden sind, sondern zum Zwecke autonomer 
innerstaatlicher Rechtsetzung. 

2. Die zweite Gruppe besteht dagegen aus solchen Verordnungsermächtigun-
gen, die ausdrücklich auch oder ausschließlich auf die innerstaatliche In-
geltungsetzung völkerrechtlicher Verträge gerichtet sind. Diese können zur 
Unterscheidung als auslandsbezogen bezeichnet werden. Dabei werden 
inhaltlich näher konkretisierte Verordnungsermächtigungen und solche 
unterschieden, die lediglich die Art der Verträge, also z. B. Handelsab-
kommen, nennen. 

I. Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur vorläufigen Regelung des Tiefseebergbaues1 

Durch dieses Gesetz wurde § 14 Tiefseebergbaugesetz3 um den folgenden 
Absatz 3 ergänzt: 

,,(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung völkerrecht-
liche Vereinbarungen in Kraft zu setzen, die die Voraussetzungen für die Erteilung 
von Berechtigungen im Verhältnis zu anderen Staaten regeln, soweit es zur Anerken-

1 Treviranus, NJW 1983, S. 1949. 
2 vom 12.2. 1982, BGBI. 1982 I, S. 136. 
3 vom 16.8.1980, BGBI. 1980 I, S. 1457. 
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